
Die sogenannte Coronakrise durchdringt seit Frühjahr 2020 
nahezu alle Lebens- und Rechtssphären. Auch das universitäre 
Leben ist betro!en: Es ist ein Novum in der deutschen Univer-
sitätsgeschichte, dass Veranstaltungen fakultätsübergreifend im 
Digitalformat abgehalten werden mussten. Nicht nur die Um-
stellung der auf Präsenzlehre und -forschung ausgerichteten 
Abläufe in virtuelle Vorlesungsräume hat die Universitäten vor 
einige Herausforderungen gestellt. Auch für die grundsätzlich 
im Präsenzformat abgehaltenen Hochschulprüfungen müssen 
aufgrund geltender Abstands- und Hygienevorschri"en neue, 
digitale Lösungen gefunden werden. Von den zuständigen Ein-
richtungen der Hochschulen erfordert dies nicht nur Kreativi-
tät, sondern auch Rechtsproblembewusstsein. Denn die im Prü-
fungsrecht zu berücksichtigende Wirkung der Grundrechte der 
Prü#inge begrenzt die Wahl alternativer Prüfungsabläufe unter 
mehreren Gesichtspunkten.

I. Einführung

Vier Punkte für alle wegen Corona? Sofern Sie als Studieren-
de gerade einen Erasmusaufenthalt an der Universität Paris I 
Panthéon Sorbonne absolvieren, dür"e dies vor kurzem wahl-
weise entsetzliche Realität oder taggewordener Wunschtraum 
geworden sein.

Tatsächlich hatte der wissenscha"liche Rat der Pariser Univer-
sität im April dieses Jahres beschlossen, aufgrund der durch 
die Corona-Pandemie hervorgerufenen außergewöhnlichen 
Umstände, unter denen das Studienjahr 2020 statt#nden muss, 
ebenso außergewöhnliche Maßnahmen zu ergreifen. Die Prü-
fungsleistungen der Studierenden aller Fakultäten sollten 
„neutralisiert“ werden, wonach für nichtbestandene oder noch 
abzulegende Prüfungen 10 von 20 Punkten als Ergebnis einzu-
tragen waren. Dies hätte bedeutet, dass alle Prüfungen als „be-

standen“ gegolten hätten, ohne dass diese tatsächlich abgelegt 
worden wären. Entsetzen oder Wunschtraum hielten jedoch 
nicht lange an. Anfang Juni hat das Pariser Verwaltungsgericht 
den Beschluss zu Recht für ungültig erklärt, da dieser insbe-
sondere den französischen Gleichheitsgrundsatz missachtete.1

Auch in Deutschland wäre eine solche Reglung nicht mit dem 
Grundgesetz (GG) vereinbar. Insbesondere der in Art.  3  I 
GG verbürgte allgemeine Gleichheitssatz und die in Art. 12 I 
GG geschützte Berufsfreiheit sind bei der Prüfungsgestaltung 
durch die Hochschulen zu beachten. Gleichheitssatz und Be-
rufswahlfreiheit stellen Grenzen bei der Festlegung der Art der 
studentischen Leistungsnachweise auch in Zeiten von Corona 
dar.

Die Universitäten sind bei der Festlegung der Art studenti-
scher Leistungserbringung nämlich grundrechtsgebunden 
(II), sodass die Grundrechte des Grundgesetzes gerade auch 
die – schwierige – Wahl der Art von Prüfungen, die während 
der Corona-Pandemie statt#nden können, beschränken (III). 
Eine nähere Betrachtung der aktuell in Betracht gezogenen 
Prüfungsarten erlaubt jedoch das Fazit, dass die Hochschulen 
die rechtlichen und tatsächlichen Herausforderungen, wel-
che die Corona-Pandemie an das Prüfungsrecht stellt, kreativ 
meistern (IV).

II. Grundrechtsbindung bei der Regelung von Hochschul-
prüfungen während der Corona-Pandemie

Die Regelung von Prüfungsanforderungen und Prüfungsver-

* Die Autorin ist Maître en Droit und wissenscha"liche Mit-
arbeiterin am Lehrstuhl für Ö$entliches Recht und Europarecht 
bei Professor Dr. Armin Hatje an der Universität Hamburg.  
1 Tribunal administratif de Paris (TA Paris) vom 05.06.2020  – 
Nr. 2007394/1-3.
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Allerdings kann die Ermächtigungsnorm im Rahmen einer 
verfassungskonformen – und äußerst restriktiven – Auslegung 
hinreichend bestimmt werden.

Ferner sieht der Gesetzgeber auch eine Kompetenzteilung vor, 
die er ebenso wenig inhaltlich präzisiert. Freilich lässt sich aber 
auch hier eine verfassungsrechtlich zulässige Konstruktion bil-
den. 

Das Primat der Flexibilität in der Krise dient bei der rechtli-
chen Bewertung der Vorschri" als Auslegungsgrundsatz. Die-
ser ist jedoch nur dann ausschlaggebend, wenn im Rahmen 

der Auslegung die (weiteren) verfassungsrechtlichen Voraus-
setzungen beachtet werden.

Mit Spannung bleibt abzuwarten wie das BVerfG über die 
Kompetenzzuwüchse des BMG urteilt. Da es aber bereits in 
der Vergangenheit %exiblere Ermächtigungsnormen in dyna-
mischen Situationen akzeptiert hat,46 wird es wohl auch in die-
sem Fall nicht von seiner Linie abweichen oder zumindest eine 
verfassungskonforme Auslegung vornehmen (müssen).

46 Vgl. Mann, in: Sachs, 8.  Au%. 2018, Art.  80 GG Rn.  29; BVerfG vom 
20.10.1981 – 1 BvR 640/80.
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fahren erfolgt durch den Erlass von Prüfungsordnungen.2 Der 
Erlass von Prüfungsordnungen obliegt den staatlichen Hoch-
schulen als Ausdruck ihrer Selbstverwaltungshoheit, denn 
sie sind Träger mittelbarer Staatsverwaltung.3 Dabei können 
die Hochschulen das für den Prüfungsordnungserlass nötige 
Satzungsrecht in ihrer Grundordnung auch den Untergliede-
rungen – wie etwa den Fakultätsräten – übertragen.4 Dies ist 
sinnvoll, da die Fakultätsräte die studiengangspezi#schen An-
forderungen im Rahmen der Prüfverfahren berücksichtigen 
können.

Jedoch müssen die Hochschulen bzw. ihre Fakultätsräte bei 
der Regelung von Hochschulprüfungen nicht nur die prakti-
schen Anforderungen, die sich für das Abhalten studienfach-
spezi#scher Prüfungen ergeben, berücksichtigen. Auch sind 
diese selbstverständlich studienfachübergreifend gehalten, die 
Grundrechte der Prü%inge zu beachten. Denn Universitäten 
als Körperscha"en des ö$entlichen Rechts üben im Verhält-
nis zu den Studierenden hoheitliche Gewalt aus und sind über 
Art. 1 III GG grundrechtsverp%ichtet.5 Diese Grundrechtsbin-
dung währt fort, wenn Hochschulen  – wie sogleich am Bei-
spiel rechtswissenscha"licher Prüfungsformate zu erörtern 
ist – eine Satzungsänderung oder den Neuerlass einer Satzung 
beschließen, um das Abhalten von Prüfungen auch während 
der Corona-Pandemie zu ermöglichen.

Tatsächlich stellt sich das Abhalten von Prüfungen in den von 
rechtswissenscha"lichen Fakultäten überwiegend gewählten 
Formaten derzeit als kaum umsetzbar dar. Im Rahmen rechts-
wissenscha"licher Hochschulprüfungen sehen die Prüfungs-
ordnungen regelmäßig vor, dass Abschlussklausuren grund-
sätzlich als Aufsichtsarbeiten unter deutlicher Eingrenzung 
der zugelassenen Hilfsmittel zu absolvieren sind. Um nach-
zuvollziehen, weshalb derartigen Präsenzarbeiten während 
der Corona-Pandemie nicht der Vorzug zu geben ist, hil" zu-
nächst ein kurzer Blick in das Infektionsschutzgesetz (IfSG).

Gemäß § 32 S. 1 und S. 2 IfSG sind die Landesregierungen oder 
andere von diesen ermächtigte Stellen befugt, Verordnungen 
zu erlassen, die Maßnahmen zur Eindämmung der Ausbrei-
tung des Coronavirus festsetzen. Die auf dieser Grundlage nun 
erlassenen Landesverordnungen reglementieren auch das Ver-
fahren von Hochschulprüfungen. So gelten für Präsenzarbei-
ten die für eine Eindämmung des Virus derzeit anerkannten 
Hygiene- und Schutzmaßnahmen, wozu insbesondere ein von 
anwesenden Personen einzuhaltender Mindestabstand von 1,5 
Metern gehört.6 Derartige Abstandsregelungen stellen Hoch-

2 Vgl. beispielsweise für das Land Hamburg §  60 des Hamburgischen 
Hochschulgesetzes vom 18. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 177) in der Fassung vom 
12. Dezember 2019 und für das Land Bayern Art. 61 III 1 des Bayerischen 
Hochschulgesetzes vom 23. Mai 2006 (BayHSchG) (GVBl. S. 245) in der Fas-
sung vom 26. März 2019.
3 Vgl. Kempen, LQ��0HUWHQ�3DSLHU��+DQGEXFK�GHU�*UXQGUHFKWH�LQ�'HXWVFK-
ODQG�XQG�(XURSD��%G��,,�������������5Q�����
4 § 91 II Nr. 1 HmbHG sieht sogar ausdrücklich vor, dass es dem Fakul-
tätsrat der jeweiligen Fakultät einer Hochschule obliegt, Hochschulprüfungs-
ordnungen zu erlassen, zu ändern oder aufzuheben.
5 Vgl. dazu etwa § 2 I 1 des Berliner Hochschulgesetzes (BerlHG) in der 
Fassung vom 26. Juli 2011, der statuiert: „Die Hochschulen sind Körperschaf-
ten des ö$entlichen Rechts und zugleich staatliche Einrichtungen.“
6 Vgl. beispielsweise § 46 II der Verordnung zur Eindämmung der Aus-

schulen vor erhebliche logistische Herausforderungen, da 
Raumkapazitäten kaum für alle Prü%inge unter Einhaltung der 
Schutzabstände zur Verfügung stehen. Um den Studierenden 
dennoch das Ablegen von Prüfungen im Jahr 2020 zu ermög-
lichen  – diese haben darauf ein Recht7  – müssen die Hoch-
schulen alternative Konzepte zum Abhalten der Prüfungen 
entwickeln.

Außergewöhnliche Umstände bei der Festlegung neuer Prü-
fungsformate entbinden die Hochschulen jedoch nicht von 
ihrer Grundrechtsverp%ichtung. Vielmehr stellen die Grund-
rechte Positiv- und Negativbeschränkungen bei der Ausgestal-
tung von Hochschulprüfungen während der Corona-Pande-
mie dar.

III. Grundrechte als Positiv- und Negativbeschränkungen 
bei der Ausgestaltung von Hochschulprüfungen während 
der Corona-Pandemie

Bei der Festlegung neuer Prüfungsformate, die den aufgrund 
der Corona-Pandemie gestellten Anforderungen entsprechen, 
sind die Hochschulen und ihre Fakultätsräte durch die Grund-
rechte in zweierlei Hinsicht beschränkt: Weder dürfen sie zu 
gutmütig sein, also von Prüfungen gänzlich absehen oder, wie 
in Paris, alle Studierenden ohne Erbringung von Leistungs-
nachweisen bestehen lassen („Positivbeschränkung“) (1). 
Noch dürfen die Hochschulen zu streng sein und allen Stu-
dierenden, ohne Rücksichtnahme auf besondere Einzelfall-
situationen, die Teilnahme unter abgeänderten Umständen 
auferlegen („Negativbeschränkung“) (2). Trotz dieser grund-
rechtlichen Herausforderungen stehen den Hochschulen eine 
Reihe von alternativen Prüfungskonzepten zur Verfügung (3).

1. Die grundrechtliche Positivbeschränkung bei der Aus-
gestaltung von Hochschulprüfungen
Zunächst einmal gilt es am Beispiel des Hamburgischen Hoch-
schulgesetzes zu erörtern, weshalb, über das erwähnte Recht 
der Studierenden auf Prüfungen hinaus, ein Statt#nden von 
Prüfungen grundrechtlich geboten ist. Um feststellen zu kön-
nen, ob Studierende das Studienziel erreichen können, bedarf 
es Hochschulprüfungen, wie sich aus § 59  I HmbHG ergibt. 
Dabei sind die Leistungen der einzelnen Studierenden anhand 
di$erenzierter Noten zu bewerten, § 62  I, II HmbHG. Diese 
einfachgesetzlichen Vorschri"en des Landesrechts konkreti-
sieren den im Prüfungsrecht bedeutsamen Gleichheitssatz aus 
Art. 3  I GG sowie das Recht der Berufsfreiheit aus Art. 12  I 
GG.

Der Gleichheitssatz aus Art.  3  I GG ermöglicht es zunächst 
einmal, zu unterscheiden.8 Zu unterscheiden ist, im Lichte der 

breitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien und Hansestadt Ham-
burg (Hamburgische SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung – HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO) vom 26.05.2020 in der Fassung vom 18.06.2020.
7 Die Studierenden haben gegenüber den Hochschulen ein „Recht auf 
Prüfung“, welches die Leistungsdimension der in Art.  12  I GG verbürgten 
Berufsfreiheit konkretisiert, vgl. Fischer/Dieterich, Prüfungsrecht in Zeiten 
der Coronavirus-Pandemie, NVwZ 2020, 657 (660).
8 Kirchhof, in: Maunz/Dürig, GG, 90. Au%. 2020, Art. 3 Abs. 1 Rn. 5, Stand: 
Feb. 2020.

 HRN 2020  |  42



Menschenwürdegarantie des Art.  1  I GG, zwischen wesent-
lich Gleichem, das gleich zu behandeln ist und Ungleichem, 
dem entsprechend seiner Verschiedenartigkeit eine ungleiche 
Behandlung gebührt.9 Für die Prüfungsbewertung bedeutet 
dies, dass unterschiedliche Rechtsfolgen an unterschiedliche 
Tatbestände anknüpfen: Erfüllt eine Prüfungsleistung die An-
forderungen, die an Prü%inge zum Zwecke der Leistungsüber-
prüfung gestellt wurden, knüp" daran eine andere Rechtsfolge 
(Bestehen der Prüfung) an als an die Prüfungsleistung, die den 
Anforderungen nicht genügt (Nichtbestehen der Prüfung).

Eine di$erenzierte Prüfungsbewertung spiegelt auch das na-
türliche Konkurrenzverhältnis der Prü%inge wider, welches 
aus der Bedeutung der Prüfungsleistungen für die in Art. 12 I 
GG geschützte Berufsfreiheit erwächst.10 Veritable Konkur-
renz entsteht nur dann, wenn Prüfungsergebnisse Ausdruck 
einer individuellen, leistungsbezogenen Prüfungsbewertung 
sind. Andersherum gedacht müssen Prüfungsbewertungen, 
eben weil und insoweit sie in die Freiheit der Berufswahl ein-
greifen, anhand zur Leistungsüberprüfung geeigneter Maßstä-
be festgesetzt werden.11

Vor dem Hintergrund dieses Di$erenzierungserfordernis-
ses im Rahmen der Bewertung von Prüfungsleistungen wird 
deutlich, weshalb eine Hochschule, selbst unter den außerge-
wöhnlichen Umständen des Abhaltens eines Hochschulsemes-
ters während der Corona-Pandemie, nicht ohne weiteres allen 
Studierenden das Bestehen der Prüfungen ohne Abnahme von 
Prüfungsleistungen ermöglichen kann.

2. Die grundrechtliche Negativbeschränkung bei der 
Ausgestaltung von Hochschulprüfungen
Auf der anderen Seite sind die Hochschulen aber auch ge-
halten  – und dies ebenso deutlich aufgrund der Bedeutung 
der Prüfungsleistungen für die Berufswahlfreiheit der Prüf-
linge  – die Chancengleichheit aller Studierenden bei der 
Ausgestaltung von Hochschulprüfungen zu gewährleisten. 
Der aus Art. 3 I GG folgende Grundsatz der Chancengleich-
heit „beherrscht“ das Prüfungsrecht.12 Grundsätzlich müssen 
danach für vergleichbare Prü%inge vergleichbare Prüfungs-
bedingungen herrschen.13 Unter normalen Umständen kann 
dies bedeuten, dass unter Berücksichtigung des Art. 3 III 2 GG 
beispielsweise ein an Legasthenie leidender Prü%ing aus dem 
Grundsatz der Chancengleichheit einen Anspruch auf Ände-
rung der Prüfungsbedingungen in Form eines Schreibnach-
teilsausgleichs herleiten kann.14

Angesichts der Anforderungen, die in Form von Abstands- 
und Hygienevorschri"en an das Abhalten von Prüfungen wäh-

9 Ebd., Rn. 130.
10 In einem anderen Zusammenhang, nämlich zur erhöhten Bedeutung der 
Gleichbehandlung der Prü%inge aufgrund des natürlichen Konkurrenzver-
hältnisses unter Prü%ingen: Fischer/Dieterich, NVwZ 2020, 657 (658).
11 BVerfGE 84, 34 (45 $.)
12 BVerwGE 70, 143, Rn. 5; BVerfGE 84, 34 (50).
13 Kischel, in: Epping/Hillgruber, BeckOK GG, 43.  Edition 2020, Art.  3 
Rn. 174, Stand: Mai 2020.
14 Kirchhof, in: Maunz/Dürig, GG, 90. Au%. 2020, Art. 3 Abs. 3 Rn. 130, 
Stand: Feb. 2020.

rend der Corona-Pandemie gestellt sind, ergeben sich für die 
Gleichheit der Prüfungsbedingungen neue Schwierigkeiten. 
Regelmäßig erscheint es aus logistischen Gründen sinnvoll, 
schri"liche Prüfungen mit einer Vielzahl an Teilnehmenden 
anstelle von Präsenzklausuren digital abzuwickeln. Auch hier 
erfordert der Grundsatz der Chancengleichheit jedoch, dass 
verhältnismäßige Regelungen bestehen, die besonderen Situa-
tionen einzelner Prü%inge gerecht werden. Freilich ist zunächst 
einmal zu gewährleisten, dass für Prü%inge, die aufgrund einer 
Behinderung einen Präsenzprüfungsablauf benötigen, ein sol-
cher statt#ndet. Zu berücksichtigen ist allerdings auch, dass 
Prü%inge im nicht analogen Prüfungsformat mehr als Sti", 
Papier und einschlägige Gesetzestexte benötigen: ein Internet-
zugang ist erforderlich. Ist es einem Prü%ing nicht möglich, die 
als „Heimklausur“ konzipierte Prüfung an einem ruhigen Ort 
mit Internetzugang, welchen er für den Erhalt des Sachverhalts 
und das anschließende Hochladen der Bearbeitung benötigt, 
abzulegen, muss für diesen eine Härtefallregelung bestehen. 
Eine Anpassung der Prüfungsbedingungen dahingehend, dass 
Prü%inge ohne Heiminternetzugang Klausuren im Präsenzfor-
mat schreiben können, ist in solchen Fällen nötig.

Vor dem Hintergrund dieser grundrechtlichen Implikationen 
ist es nun interessant, zu betrachten, welche alternativen Prü-
fungsformen die deutschen Hochschulen aufgrund der Coro-
na-Pandemie gewählt haben.

3. Beispiele abgeänderter Prüfungsformate in Zeiten der 
Corona-Pandemie
Die staatlichen Hochschulen Deutschlands müssen aktuell 
unter diversen Prüfungsformaten diejenigen auswählen, die 
nicht nur den pandemiebedingten, sondern auch den grund-
rechtlichen Anforderungen gerecht werden.

Dass eine di$erenzierte Kontrolle des tatsächlichen Wissens-
tands einzelner Studierender nötig ist und stattzu#nden hat, 
steht dabei außer Frage. Um insbesondere dem Grundsatz der 
Chancengleichheit der Prü%inge gerecht zu werden, indem 
vergleichbare Prüfungsbedingungen unter Berücksichtigung 
von in der Person der Prü%inge liegenden Verschiedenheiten 
herrschen, scheinen zwei Prüfungsformate besonders häu#g 
gewählt zu werden: die sogenannten Open-Book- oder Take-
Home-Prüfungen.

a) Open-Book-Klausuren
Bei ersteren, „Online-Hausarbeiten“, handelt es sich um Prü-
fungen, die Studierende digital während eines begrenzten 
Zeitraums ablegen und dabei Zugri$ auf Hilfsmittel, die in 
Präsenzklausuren üblicherweise verboten sind, wie Gesetzes-
kommentare und Lehrbücher, haben.

Ein derartiges Prüfungsformat hat beispielsweise die Ludwig-
Maximilians-Universität (LMU) München in § 3 II ihrer Sat-
zung zur Flexibilisierung von Prüfungen im Sommersemester 
2020 und im Wintersemester 2020/21 vorgesehen.15

15 Satzung der Ludwig-Maximilians-Universität München zur Flexibili-
sierung von Prüfungen im Sommersemester 2020 und im Wintersemester 
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Vor dem Grundsatz der Chancengleichheit hat dieses Prü-
fungsformat grundsätzlich Bestand: Im Rahmen von On-
lineklausuren ist es regelmäßig, aus logistischen wie daten-
schutzrechtlichen Gründen, schwer, zu überprüfen, ob manch 
Prü%ing sich durch das Hinzuziehen verbotener Hilfsmittel ei-
nen Vorteil zu verscha$en ersucht. Indem deren Gebrauch von 
vorneherein für alle Prü%inge erlaubt wird, ist sichergestellt, 
dass vergleichbare Prüfungsbedingungen für alle Teilnehmen-
den herrschen, denn alle Prü%inge kochen gewissermaßen mit 
dem gleichen Wasser. Eine di$erenzierte Wissensüberprüfung 
#ndet dennoch statt: Wie sich aus §  3  II  2 der Satzung der 
LMU zur Flexibilisierung von Prüfungen im Sommersemester 
2020 und im Wintersemester 2020/21 ergibt, zielt das haus-
arbeitsähnliche Prüfungsformat darauf ab, problemorientierte 
Transferleistungen der Studierenden zu bewerten.

b) Take-Home-Klausuren
Eine andere Möglichkeit des digitalen Prüfungsformats stellen 
sogenannte Take-Home-Prüfungen dar, welche wiederum im 
Sommersemester 2020 an der rechtswissenscha"lichen Fakul-
tät der Universität Hamburg statt#nden. In dem neu eingefüg-
ten § 7a (Leistungsnachweise im Sommersemester 2020) der 
Studien- und Prüfungsordnung der Fakultät für Rechtswissen-
scha"16 ist vorgesehen, dass Prüfungsleistungen in elektroni-
scher Weise anstelle von Präsenzklausuren erbracht werden 
können. Im Gegensatz zu Open-Book-Klausuren sind jedoch 
nur diejenigen Hilfsmittel erlaubt, die auch in Präsenzklausu-

2020/21 (2020) vom 21.04.2020.
16 Änderung der Studien- und Prüfungsordnung der Fakultät für Rechts-
wissenscha" der Universität Hamburg für den Studiengang Rechtswissen-
scha" vom 27. Mai 2020 (Nr. 56 vom 16. Juni 2020).

ren zugelassen sind. Um vergleichbare Prüfungsbedingungen 
sicherzustellen, müssen alle Prü%inge eine Eigenständigkeits-
erklärung abgeben, in welcher versichert wird, dass nur zuläs-
sige Hilfsmittel genutzt wurden.

Auch im Rahmen derartiger digitaler Prüfungsformate ist die 
Chancengleichheit der Prü%inge weiter dadurch zu gewährleis-
ten, dass Ausnahmeregelungen für Studierende ohne digitalen 
Heimzugang möglich sind. So sind etwa an der rechtswissen-
scha"lichen Fakultät Hamburg Raumkapazitäten vorgesehen, 
die im Falle von Härtefallanträgen ein Ablegen der Prüfungen 
im Präsenzformat ermöglichen.

IV. Fazit

Dass die Corona-Pandemie nahezu alle Rechtsgebiete durch-
dringt und dabei erhebliche Herausforderungen an Staat, Ver-
waltung und jede/n Einzelne/n stellt, zeigt sich auch im Prü-
fungsrecht. Das in der (juristischen) Ausbildung wohl bisher 
als uneingeschränkt akzeptierte und praktizierte Prüfungsfor-
mat der Präsenzklausur wird in diesem, und möglicherweise 
auch in kün"igen Semestern, zum Ausnahmefall. Soweit es die 
Universitäten aber scha$en, den Anforderungen an ein grund-
rechtskonformes Prüfungsrecht gerecht zu werden, sind die 
digitalen Prüfungsformate eine veritable Alternative, die eine 
zunehmende Digitalisierung gesellscha"licher Abläufe wider-
spiegelt. Trotz der unerwarteten Radikalität, mit der sich dieser 
Wandel nun im Prüfungsrecht vollzieht, scheinen die Univer-
sitäten den erörterten Anforderungen gut gerecht zu werden.


